
Aktenzeichen: 7 AZR 491/91
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 15. Juli 1992

- 7 AZR 491/91 -
I. Arbeitsgericht 

Stuttgart Urteil vom 13. März 1991 
- 21 ca 6752/90 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 25. September 1991
Baden-Württemberg - 3 Sa 57/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Arbeitsentgelt - pauschalierte Aufwandsentschädigung

Gesetz:
BPersVG § 46 Abs. 2 Satz 1, § 8; BetrVG § 37 Abs. 2; BGB 
§ 242 Gleichbehandlung; GG Art. 3 Abs. 1; BBesG § 2; ZPO 
§ 256 Abs. 1, § 259

Leitsatz:
Die nach den Lehrentschädigungsrichtlinien der Deutschen 
Bundespost gewährte Lehrentschädigung gehört zu dem Arbeits­
entgelt, das den Personalratsmitgliedern nach § 46 Abs. 2 
Satz 1 BPersVG fortzuzahlen ist.
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7 AZR 491/91
3 Sa 57/91 Baden-Württemberg Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
15. Juli 1992

Urteil
Höhmann,
Reg.-Obersekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 15. Juli 1992 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Dr. Seidensticker, die Richter Schliemann und Kremhelmer 
sowie die ehrenamtlichen Richter Stappert und Jubelgas für Recht
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erkannt:
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Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
25. September 1991 - 3 Sa 57/91 - aufgehoben.
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Stuttgart vom 13. März 1991 
- 21 Ca 6752/90 - abgeändert.
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger für 
die Monate November 1989 bis Januar 1991 Lehrent­
schädigung in Höhe von 1.875,—  DM zu zahlen.
Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflich­
tet ist, an den Kläger für die Zeit seiner Frei­
stellung für Personalratsaufgaben, beginnend mit 
dem Monat Februar 1991, die Lehrentschädigung zu 
zahlen, die sie nach Maßgabe der Lehrentschädi­
gungsrichtlinie an die hauptamtlichen Lehrkräfte 
leistet.
Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet 
ist, dem Kläger als freigestelltem Personalratsmitglied eine als 
Lehrentschädigung bezeichnete Leistung weiterhin zu gewähren.

Der Kläger, auf dessen Arbeitsverhältnis kraft Tarifbindung 
der Tarifvertrag für die Arbeiter der Deutschen Bundespost Anwen­
dung findet, ist seit Ende 1967 als Fernmeldehandwerker bei der 
Beklagten beschäftigt. Seit 1. März 1971 wurde er ausschließlich 
als Ausbilder für den Beruf des Fernmeldehandwerkers eingesetzt. 
Für diese Ausbildertätigkeit erhielt er eine monatliche Lehrent­
schädigung in Höhe von zuletzt 125,—  DM. Seit 1. Juli 1976 ist 
er als Mitglied des örtlichen Personalrats des Fernmeldeamtes
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G von seiner dienstlichen Tätigkeit ganz freigestellt.
Die Lehrentschädigung wurde ihm zunächst weiterbezahlt. Die Be­
klagte erbrachte diese Leistung aufgrund der Richtlinien für die 
Zahlung einer Lehrentschädigung (Aufwandsentschädigung) an haupt­
amtliche Lehrkräfte der Deutschen Bundespost (LehrentschRichtl). 
Nach Nr. 1 LehrentschRichtl erhalten die Lehrkräfte "zur Abgel­
tung der durch die Lehrtätigkeit entstehenden Mehraufwendungen 
eine widerrufliche Lehrentschädigung (Aufwandsentschädigung)".
Nr. 5 Abs. 1 Buchst, f LehrentschRichtl sah ursprünglich vor, daß 
die Lehrentschädigung bei einer völligen Freistellung der Lehr­
kraft für Personalratsaufgaben weiterbezahlt werde. Dementspre­
chend bestimmte Nr. 5 Abs. 4 LehrentschRichtl, daß die für Perso­
nalratsaufgaben freigestellten Lehrkräfte die Lehrentschädigung 
solange erhielten, wie sie ohne ihre Freistellung Anspruch auf 
diese Entschädigung gehabt hätten.

Mit Verfügung vom 17. August 1989 erteilte der Bundesmini­
ster für Post- und Telekommunikation die Anweisung, die Lehrent­
schädigung an freigestellte Mitarbeiter von Personalvertretungen 
nicht mehr zu zahlen, weil die tatsächlichen Aufwendungen, für 
die sie gewährt werde, bei diesen Mitarbeitern nicht anfielen.Die 
Lehrentschädigungsrichtlinien wurden durch Verfügung vom 4. Sep­
tember 1989 entsprechend geändert. Nr. 5 Abs. 1 Buchst, f und 
Nr. 5 Abs. 4 LehrentschRichtl wurden gestrichen. Daraufhin teilte 
das Fernmeldeamt G dem Kläger mit Schreiben vom 25. Sep­
tember 1989 mit, daß er ab 1. November 1989 die Lehrentschädigung
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nicht mehr erhalte.
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Der Kläger hat die Auffassung vertreten, auch als freige­
stelltem Personalratsmitglied stehe ihm die Lehrentschädigung zu. 
Bei dieser Leistung handle es sich um keinen Aufwendungsersatz, 
sondern um Arbeitsentgelt. Da der Kläger überwiegend fachprakti­
schen Unterricht erteilt habe, seien ihm keine zusätzlichen Auf­
wendungen entstanden. Die erforderliche Literatur und Kleidung 
seien ihm von der Beklagten kostenlos gestellt worden. Mehrauf­
wendungen für ein Arbeitszimmer seien nicht angefallen, weil er 
seine gesamte Arbeitszeit in der Schule verbracht habe.

Der Kläger hat beantragt,

1, die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger für 
die Monate November 1989 bis Januar 1991 Lehr­
entschädigung in Höhe von 1.875,—  DM zu be­
zahlen,

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, an den Kläger, beginnend mit der Lehrent­
schädigung für Februar 1991, fällig am
25. März 1991, eine monatliche Lehrentschädi­
gung von 125,—  DM brutto zu bezahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie meint, 
bei der Lehrentschädigung handele es sich nicht um Arbeitsent­
gelt, sondern um eine aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
pauschalierte, steuerfrei gezahlte Aufwandsentschädigung für 
Mehraufwendungen, die den freigestellten Personalratsmitgliedern 
nicht entstünden. Es gehöre zum Wesen einer pauschalierten Auf­
wandsentschädigung, daß nicht in jedem Einzelfall ein entspre­
chender Mehraufwand anfallen müsse und ein Einzelnachweis ent­
behrlich sei. Die abgegoltenen Mehraufwendungen ergäben sich aus 
der Bereitstellung von Arbeitsräumen für die Vorbereitungs- und
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Korrekturarbeiten, aus den Kosten für Zimmerbeleuchtung, Heizung 
und Erfrischungen, aus dem Bezug von Zeitungen und Fachliteratur 
sowie aus der Anschaffung einer den herausgehobenen Aufgaben ent­
sprechenden Kleidung.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar- 
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der 
vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klä­
ger sein Klagebegehren weiter. Die Beklagte beantragt, die Revi­
sion zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Entgegen der Ansicht des Landes- 
arbeitsgerichts steht dem Kläger nach § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG 
der geltend gemachte Anspruch auf Zahlung der Lehrentschädigung 
zu.

A. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht die Klage für zulässig 
erachtet.

1. Der Klageantrag zu 2 ist mißverständlich formuliert. Aus dem 
bei der Auslegung des Klageantrags zu berücksichtigenden Klage­
vorbringen ergibt sich, daß der Kläger nicht die Feststellung be­
gehrt, die Beklagte müsse ihm zeitlich unbegrenzt eine monatliche 
Lehrentschädigung von 125,—  DM brutto zahlen. Er stützt seine 
Klageforderung darauf, daß ihm als freigestelltem Personalrats­
mitglied die den hauptamtlichen Lehrkräften gewährte, widerrufli-
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che Lehrentschädigung nicht vorenthalten werden dürfe. Demnach 
will er festgestellt haben, daß die Zahlungsverpflichtung der Be­
klagten solange besteht, wie er für seine Personalratsaufgaben 
freigestellt ist und die Beklagte nach Maßgabe der Richtlinien an 
die hauptamtlichen Lehrkräfte die Lehrentschädigung leistet.

2. Entgegen der Ansicht der Beklagten ist diese Feststellungs­
klage zulässig. Der Kläger hat mit seiner Leistungsklage die 
Lehrentschädigung für die Monate November 1989 bis einschließlich 
Januar 1991 und mit der Feststellungsklage die Lehrentschädigung 
für die Zeit danach geltend gemacht. Die Feststellungsklage be­
reinigt den Streit der Parteien, ob dem Kläger als freigestelltem 
Personalratsmitglied die Lehrentschädigung zusteht, auch für die 
Zukunft. Die Möglichkeit, eine Klage auf künftige Leistungen nach 
§ 259 ZPO zu erheben, läßt das Feststellungsinteresse nach § 256 
Abs. 1 ZPO nicht entfallen (BAGE 12, 294, 296 = AP Nr. 31 zu 
§ 242 BGB Gleichbehandlung, zu II der Gründe; BAG Urteil vom 
13. November 1987 - 7 AZR 550/86 - AP Nr. 61 zu § 37 BetrVG 1972, 
zu II 2 der Gründe; RGZ 113, 410, 412; BGH Urteil vom 7. Februar 
1986 - V ZR 201/84 - NJW 1986, 2507). Soweit inzwischen die Lehr­
entschädigung für weitere Monate fällig geworden ist, hat der 
Kläger nicht zu einer Leistungsklage.übergehen müssen (BAG Urteil 
vom 11. Oktober 1988 - 3 AZR 639/86 - AP Nr. 1 zu § 5 VRG, zu I 
der Gründe; BGH Urteil vom 10. Januar 1978 - VI ZR 113/75 - WM 
1978, 470).

B. Die Klage ist auch begründet. Entgegen der Ansicht des Lan­
desarbeitsgerichts ist die Beklagte zur Zahlung der geforderten 
Lehrentschädigung verpflichtet.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Auffassung, dem Kläger 
stehe als freigestelltem Personalratsmitglied kein Anspruch auf 
Lehrentschädigung zu, im wesentlichen wie folgt begründet:

§ 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG sei keine anspruchsbegründende, son­
dern eine anspruchsbewahrende Norm. Sie halte lediglich die ver­
traglichen, tariflichen und gesetzlichen Ansprüche aufrecht, die 
dem Kläger zustünden, wenn er nicht als Personalratsmitglied von 
der vertraglich geschuldeten Arbeitsleistung freigestellt wäre. 
Die Richtlinie der Beklagten stelle als bloße innerdienstliche 
Handlungsanweisung der öffentlichen Verwaltung keine Anspruchs­
grundlage dar. Eine stillschweigende einzelvertragliche Vereinba­
rung des Inhalts der Richtlinie sei gemäß § 125 Satz 1 BGB nich­
tig, weil die Vereinbarung einer Lehrentschädigung eine Nebenab­
rede sei, die nach § 3 Abs. 2 des Tarifvertrages für die Arbeiter 
der Deutschen Bundespost der Schriftform bedürfe. Wegen dieses 
Formmangels scheide auch eine betriebliche Übung aus. Selbst wenn 
die Richtlinien Vertragsinhalt geworden wären, habe der Kläger 
keinen Anspruch auf die Lehrentschädigung, weil sie als Aufwands­
entschädigung anzusehen sei. Die Zweckbestimmung der Leistung er­
gebe sich aus Nr. 1 LehrentschRichtl. In dieser Regelung werde 
die Lehrentschädigung als Aufwandsentschädigung bezeichnet und 
bestimmt, daß die durch die Lehrtätigkeit entstehenden Mehrauf­
wendungen abgegolten würden. Die in der Richtlinie beschriebenen 
Lehrtätigkeiten brächten typischerweise Mehraufwendungen mit 
sich, etwa die Anschaffung fachwissenschaftlicher oder pädagogi­
scher Literatur, technischer Hilfsmittel und der Lehrtätigkeit 
entsprechender Kleidung. Zudem seien Lehrkräfte häufig gezwungen,
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sich z. B. an einer Lehrgangskasse oder an Veranstaltungen der 
Gruppe außerhalb des Unterrichts zu beteiligen. Ob gerade dem 
Kläger Mehraufwendungen entstanden seien, sei nicht erheblich.
Die generalisierende Regelung durch die Richtlinie diene der Ver­
waltungsvereinfachung und ermögliche es der Lehrkraft, eigenver­
antwortlich zu entscheiden, welche den Anforderungen der Tätig­
keit entsprechenden Anschaffungen sie mit den zur Verfügung ge­
stellten Mitteln tätige. Die Mehraufwendungen seien an die Funk­
tion der Lehrtätigkeit gebunden, die durch vorübergehende Unter­
brechungen wie Semesterferien oder krankheitsbedingte Arbeitsun­
fähigkeit nicht entfielen. Da der Kläger als freigestelltes Per­
sonalratsmitglied keine Lehrfunktion mehr ausübe, habe er keinen 
Anspruch auf diese Aufwandsentschädigung.

II. Diese Würdigung des Landesarbeitsgerichts hält der revisi­
onsrechtlichen Nachprüfung nicht stand.

1. Anspruchsgrundlage ist § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG, der das 
allgemeine Begünstigungs- und Benachteiligungsverbot des § 8 
BPersVG konkretisiert und insoweit § 37 Abs. 2 BetrVG entspricht. 
Nach § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG hat die Versäumnis von Arbeits­
zeit, die zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben des Per­
sonalrats erforderlich ist, keine Minderung des Arbeitsentgelts 
zur Folge.

2. Nach ständiger Rechtsprechung, an der der Senat festhält, 
gehören zum fortlaufenden Arbeitsentgelt im Sinne von § 37 Abs. 2 
BetrVG, § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG nicht Aufwandsentschädigungen,
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die solche Aufwendungen abgelten sollen, die dem Betriebs- oder 
Personalratsmitglied infolge seiner Befreiung von der Arbeits­
pflicht nicht entstehen (vgl. BAGE 58, 1, 5 = AP Nr. 64 zu § 37 
BetrVG 1972, zu III der Gründe; BAG Urteil vom 28. August 1991
- 7 AZR 137/90 - zur Veröffentlichung vorgesehen, zu II 2 der 
Gründe; BAG Urteil vom 18. September 1991 - 7 AZR 41/90 - zur 
Veröffentlichung vorgesehen, zu III 1 der Gründe).

3. In § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG ist abschließend geregelt, in­
wieweit Personalratsmitglieder ihre Bezüge während ihrer Befrei­
ung von der Arbeitspflicht fortgezahlt erhalten. Deshalb ist es 
nicht entscheidend, ob der Arbeitgeber einen bestimmten Bestand­
teil der Bezüge in den maßgeblichen Zahlungsrichtlinien als "Auf­
wendungsersatz " oder als "Arbeitsentgelt" bezeichnet hat. Viel­
mehr kommt es auf die inhaltliche Ausgestaltung und den objekti­
ven Zweck an. Die gewährte Leistung muß der Sache nach als Auf­
wendungsersatz anzusehen sein. Dies setzt voraus, daß in den Fäl­
len, für die eine als Aufwendungsersatz gedachte Leistung vorge­
sehen ist, im Vergleich zu den Fällen, in denen die Voraussetzun­
gen für die Gewährung nicht erfüllt sind, typischerweise beson­
dere AufWendungen anfallen, die jedenfalls in der Regel den Um­
fang des gewährten Aufwendungsersatzes erreichen. Nicht erforder­
lich ist hingegen, daß diese Aufwendungen bei jedem Arbeitnehmer 
anfallen, der die Voraussetzungen für die Gewährung erfüllt. Denn 
eine Pauschalierung des typischen Mehraufwandes ist zulässig 
(ständige Rechtsprechung, vgl. BAGE 43, 87, 92 = AP Nr. 12 zu § 2 
LohnFG, zu II 2 b der Gründe; BAG Urteil vom 28. August 1991
- 7 AZR 137/90 - zur Veröffentlichung vorgesehen, zu II 3 der
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Gründe; BAG Urteil vom 18. September 1991 - 7 AZR 41/90 zur Ver­
öffentlichung vorgesehen, zu III 2 der Gründe). Sinn der Pauscha­
lierung ist es gerade, vom Nachweis des tatsächlich entstandenen 
Aufwands im Einzelfall abzusehen und stattdessen die Gewährung 
der Pauschalleistung an leicht feststellbare objektive Umstände 
zu knüpfen, bei deren Vorliegen nach der Lebenserfahrung eine 
hohe Wahrscheinlichkeit für das Entstehen derartiger Aufwendungen 
gegeben ist (vgl. BAG Urteil vom 18. September 1991 - 7 AZR 
41/90 - zur Veröffentlichung vorgesehen, zu III 2 und 3 der Grün­
de; BAG Urteil vom 28. August 1991 - 7 AZR 137/90 - zur Veröf­
fentlichung vorgesehen, zu II 3 der Gründe).

4. Die von der Beklagten gewährte Lehrentschädigung erfüllt 
nicht diese Voraussetzungen einer echten Aufwandsentschädigung, 
sondern fällt unter den Arbeitsentgeltbegriff des § 46 Abs. 2 
Satz 1 BPersVG.

a) Das Bundesverwaltungsgericht, das sich im Urteil vom 
13. September 1984 (- BVerwG 2 C 68.81 - BVerwGE 70, 106, 109) 
mit der Einordnung einer Lehrzulage zu befassen hatte, wies be­
reits darauf hin, daß durch die Lehrtätigkeit (Unterrichtsertei­
lung an einer Landespolizeischule im. Rahmen der fachlichen Aus­
bildung des Polizeibeamtennachwuchses) keine nennenswerten Auf­
wendungen entstünden. Im vorliegenden Fall hat die Beklagte in 
ihren Richtlinien die Aufwendungen, die durch die Lehrentschädi­
gung abgegolten werden sollen, nicht genannt. Im arbeitsgericht­
lichen Verfahren hat sie zwar Mehraufwendungen der Lehrkräfte an­
gegeben (Bereitstellung eines Arbeitszimmers, Kosten für Beleuch-
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tung, Heizung und Erfrischungen, Bezug von Fachzeitschriften und 
Literatur, Anschaffung einer der Lehrtätigkeit entsprechenden 
Kleidung). Die Lehrentschädigung wird jedoch unabhängig davon ge­
zahlt, ob und in welchem Umfang der Lehrkraft tatsächlich derar­
tige Mehraufwendungen entstanden sind. Es kann auch nicht gesagt 
werden, daß die Lehrtätigkeit in aller Regel Aufwendungen in Höhe 
der Lehrentschädigung mit sich bringt. Die Richtlinien der Be­
klagten gehen von Aufwendungen aus, die entstehen können, aber 
nicht grundsätzlich entstehen müssen. Es mag Fälle geben, in 
denen tatsächlich Mehraufwendungen in Höhe der Lehrentschädigung 
anfallen. Zumindest nicht selten liegt indessen die Möglichkeit 
nahe, daß die Lehrentschädigung nicht für Mehraufwendungen ausge­
geben, sondern zur Verbesserung des Lebensstandards verwendet 
wird und damit als Arbeitsentgelt zu behandeln ist (vgl. BAG Ur­
teil vom 8. November 1962 - 1 AZR 109/62 - AP Nr. 15 zu § 2 Arb- 
KrankhG; BAG Urteil vom 24. September 1986 - 4 AZR 543/85 - AP 
Nr. 50 zu § 1 FeiertagslohnzahlungsG; BAGE 58, 1, 5 ff. = AP 
Nr. 64 zu § 37 BetrVG 1972, zu III der Gründe). Die Verwendung 
der Lehrentschädigung steht im freien Belieben der Arbeitnehmer. 
Sie sind weder rechtlich verpflichtet noch faktisch darauf ange­
wiesen, entsprechende Mehraufwendungen zu tätigen. Damit fehlt 
der für einen echten Aufwendungsersatz erforderliche enge Zusam­
menhang mit wirklichen Mehraufwendungen, so daß die Lehrentschä­
digung ein zusätzliches Arbeitsentgelt ist, das nicht wegen einer 
PersonalratStätigkeit gemindert werden darf und auch in die Kran­
kenvergütung einzubeziehen ist. § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG beruht 
ebenso wie § 2 Abs. 1 LohnFG auf dem Lohnausfallprinzip. Bei ei­
ner Erkrankung wird auch nach Nr. 5 Abs. 1 Buchst. e Lehrentsch-
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Richtl die Lehrentschädigung weitergezahlt. Bei einer völligen 
Freistellung der Lehrkraft für Personalratsaufgaben kann nicht 
anders verfahren werden.

b) Gegen einen Aufwendungsersatzcharakter der Lehrentschädigung 
spricht außerdem, daß die in den Richtlinien geregelten Voraus­
setzungen für die Gewährung nicht auf die Aufwendungen abgestimmt 
sind, die nach der Behauptung der Beklagten abgegolten werden 
sollen.

aa) Nach Nr. 3 Abs. 4 LehrentschRichtl wird die Lehrentschädi­
gung den Lehrkräften gewährt, die mindestens zu 50 % mit Lehrauf­
gaben beansprucht sind. Die übrigen Lehrkräfte erhalten nach 
Nr. 3 Abs. 6 LehrentschRichtl überhaupt keine Lehrentschädigung, 
obwohl nicht ersichtlich ist, daß bei Beschäftigten, deren Tätig­
keit zu weniger als 50 % aus Lehraufgaben besteht, die von der 
Beklagten behaupteten Mehraufwendungen überhaupt nicht oder nicht 
in nennenswertem Umfang anfallen.

bb) Andererseits wird die Lehrentschädigung für unterschiedlich­
ste Lehrtätigkeiten in derselben Höhe gewährt. Nach Nr. 3 Abs. 3 
LehrentschRichtl ist unter Lehrtätigkeit im Sinne dieser Richtli­
nie zu verstehen:

"a) Erteilen von fachtheoretischem Unterricht 
in Arbeitskreisen und Lehrgängen,

b) Anlernen und Unterweisen in Werkstätten und 
an Übungsplätzen,

c) Mitwirken bei der Abnahme von Prüfungen, 
Eignungsfeststellungen oder Befähigungs­
nachweisen,
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d) Durchsehen und Bewerten von Hausarbeiten,
e) Durchführen oder Beaufsichtigen von Übun­

gen, die durch Ausbildungsordnungen oder 
sonstige Dienstvorschriften vorgeschrieben 
sind, und die Unterweisung Verwaltungsfrem­
der (z. B. Betriebspraktikanten, Informan­
den, Stipendiaten),

f) Unterweisung von Ausbildern und Ausbilden­
den durch Allsbildungsberater im Sinne der 
Vfg 314a 8644-0 vom 04.08.72, 331-5 8645-1 
vom 28.02.74 und 331-2 A 6652-1 vom 
05.11.79."

Danach spielt es für die Lehrentschädigung u. a. keine 
Rolle, ob die Lehrtätigkeit aus praktischer Unterweisung oder 
theoretischem Unterricht besteht. Zumindest bei der in Nr. 3 
Abs. 3 Buchst, b LehrentschRichtl angesprochenen Tätigkeit (An­
lernen und Unterweisen in Werkstätten und an Übungsplätzen) ist 
nicht mehr erkennbar, welche nennenswerten Mehraufwendungen der 
Lehrkraft entstehen sollen. Diese Tätigkeit erfordert weder die 
Bereitstellung eines häuslichen Arbeitszimmers noch besondere, 
von der Lehrkraft selbst zu finanzierende Fachliteratur noch im 
Vergleich zu den übrigen in der Werkstätte tätigen Arbeitnehmern 
höhere Kleidungskosten. Dabei handelt es sich auch nicht um eine 
für die Pauschalierung unerhebliche, einzelfallbezogene Ausnahme­
erscheinung, sondern um eine notwendige, allgemeine Folge der 
Leistungsvoraussetzungen.

cc) Auch die Regelung der "Weiterzahlung in besonderen Fällen" 
(Nr. 5 LehrentschRichtl) deutet daraufhin, daß die Lehrentschädi­
gung nicht dem Ersatz typischerweise entstehender tatsächlicher 
Mehraufwendungen dient. Nr. 5 Abs. 1 LehrentschRichtl enthält 
folgende Regelung:
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"Dienstkräften, denen die Lehrentschädigung min­
destens für einen vollen Kalendermonat gezahlt 
worden ist, wird sie in den folgenden Fällen wei­
tergezahlt :
a) bei einer Beurlaubung unter Fortzahlung der 

Dienstbezüge,
b) bei einer im Lehrinteresse liegenden Abord­

nung,
c) bei einer Verwendung gern. AmtsblVfg 

Nr 627/1970, S. 1341, unter IV. 4.,
d) bei einem vorübergehenden Wegfall des Unter­

richts durch
Berufsschulferien
gemeinsamen Urlaub der Nachwuchskräfte 
Semesterferien
vorübergehende Abordnung der Nachwuchskräf­
te zu Lehrgängen oder zu kurzfristiger 
Ausbildung bei anderen Stellen, sofern die 
Rückkehr an den bisherigen Ausbildungsort 
und die Fortsetzung der lehrmäßigen Unter­
weisung am bisherigen Ort feststeht,

e) bei einer Erkrankung."

Wird, wenn auch nur vorübergehend, die Lehrtätigkeit nicht 
ausgeübt, so entfällt zumindest ein Großteil der von der Beklag­
ten und vom Landesarbeitsgericht unterstellten Mehraufwendungen. 
Nach Nr. 5 Abs. 3 LehrentschRichtl erhalten sogar Lehrkräfte, die 
erkrankt sind und aus gesundheitlichen Gründen die Lehrtätigkeit 
überhaupt nicht wieder aufnehmen können, die Lehrentschädigung 
bis zum letzten Tag ihrer Erkrankung.

c) Nr. 1 der LehrentschRichtl, die nicht nur für Arbeitnehmer, 
sondern auch für Beamte gelten, nimmt zwar auf § 17 BBesG Bezug. 
Die bloße Bezeichnung der Leistungen in den Richtlinien ist je­
doch unerheblich. Entscheidend ist, ob nach objektiven Kriterien
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ein Aufwendungsersatz vorliegt. Nach § 17 BBesG dürfen Aufwands­
entschädigungen nur dann gewährt werden, wenn aus dienstlicher 
Veranlassung Aufwendungen entstehen, deren Übernahme dem Beamten 
nicht zumutbar ist. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Die 
den hauptamtlichen Lehrkräften gewährte und als Aufwandsentschä­
digung bezeichnete Lehrentschädigung dient nicht vorwiegend der 
Abgeltung eines wirklichen Mehraufwands, sondern der Honorierung 
einer besonders qualifizierten Dienstleistung und der Gewährung 
eines Belastungsausgleichs. Im Schriftsatz vom 10. Dezember 1990 
hat die Beklagte selbst vorgetragen, daß auch die körperliche und 
nervliche Beanspruchung abgegolten werden solle. Erschwerniszula­
gen gehören indessen zum Arbeitsentgelt im Sinne des § 46 Abs. 2 
Satz 1 BPersVG. Wie bereits ausgeführt, knüpft die Lehrentschädi­
gung nicht an typischerweise anfallende Mehraufwendungen an. Die 
Richtlinien der Beklagten sehen ebenso wie § 44 BBesG eine Zah­
lung an die Beschäftigten vor, die mindestens zur Hälfte im Rah­
men der Ausbildung und Fortbildung als Lehrkräfte tätig sind.
§ 44 BBesG trägt j edoch dem Umstand Rechnung, daß AufWendungen in 
Höhe der gewährten Leistung weder erforderlich sind noch unter­
stellt werden können, und spricht dementsprechend nicht von einer 
Aufwandsentschädigung, sondern von einer Stellenzulage für haupt­
amtliche Lehrkräfte. Die tatsächlichen Feststellungen des Landes­
arbeitsgerichts und der Parteivortrag enthalten keine ausreichen­
den Anhaltspunkte dafür, daß die von der Beklagten gewährte Lehr­
entschädigung nicht als Stellenzulage im Sinne des § 44 BBesG, 
sondern als echter Aufwendungsersatz im Sinne des § 17 BBesG an­
gesehen werden kann.
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d) Auch wenn die Lehrentschädigung mit Billigung der Finanzbe­
hörden nach § 3 Nr. 12 EStG in Verbindung mit Abschn. 13 LStR 
1990 steuerfrei ausbezahlt wurde, ist dies für die arbeitsrecht­
liche Einordnung dieser Arbeitgeberleistung unerheblich. Die 
Festsetzung steuerfreier Pauschbeträge durch die als sachkundig 
anzusehende Finanzverwaltung kann zwar als Indiz bei der Beant­
wortung der Frage herangezogen werden, ob typischerweise derarti­
ge Mehraufwendungen anfallen (vgl. BAG Urteil vom 28. August 1991 
- 7 AZR 137/90 - zur Veröffentlichung vorgesehen, zu II 4 der 
Gründe). Für die vorliegende Lehrentschädigung fehlen jedoch ent­
sprechende Pauschbeträge.

5. Die Beklagte ist verpflichtet, dem Kläger das geschuldete 
Arbeitsentgelt, zu dem die Lehrentschädigung zählt, trotz Nicht­
erbringung der Arbeitsleistung für die Dauer der Personalratstä- 
tigkeit weiterzuzahlen. Es kann dahingestellt bleiben, ob eine 
Vereinbarung über die von der Beklagten gewährte Lehrentschädi­
gung eine Nebenabrede darstellt, die nach § 3 Abs. 2 des Tarif­
vertrages für die Arbeiter der Deutschen Bundespost der Schrift­
form bedarf. Solange die Beklagte den übrigen hauptamtlichen 
Lehrkräften die unter Widerrufsvorbehalt stehende Leistung frei­
willig gewährt, ergibt sich ein Anspruch des Klägers auf diese 
Zahlung zumindest aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Die Beklag­
te darf nicht ohne sachlichen Grund einer Gruppe von Arbeitneh­
mern diese Leistung vorenthalten. § 46 Abs. 2 Satz 1 BPersVG ver­
bietet es, allen für Personalratsaufgaben freigestellten Lehr­
kräften die als Arbeitsentgelt anzusehende Lehrentschädigung zu 
versagen.
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6. Für den Anspruch des Klägers ist es unerheblich, ob die 
Lehrentschädigung nur den Arbeitnehmern, nicht aber den Beamten 
zusteht. Eine derartige Ungleichbehandlung verstößt schon deshalb 
nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, weil der 
unterschiedliche Rechtsstatus der Beamten und Arbeitnehmer einen 
ausreichenden Differenzierungsgrund abgibt. Für die Beamtenver­
hältnisse gilt nach § 2 BBesG der Grundsatz der Gesetzesbindung 
der Besoldung. Nur die im Gesetz geregelte Besoldung darf den Be­
amten gezahlt und vom Beamten gefordert werden (BVerwGE 70, 106, 
107, m. w. N.). Dagegen wird der Inhalt der privatrechtlichen Ar­
beitsverhältnisse nicht abschließend durch Gesetz geregelt, son­
dern unterliegt der Tarif- und Privatautonomie. Im Gegensatz zum 
öffentlich-rechtlichen Beamtenverhältnis kann der Inhalt des Ar­
beitsverhältnisses einschließlich der Art und Höhe der vom Ar­
beitgeber zu erbringenden Leistungen von den Arbeitsvertragspar­
teien gestaltet werden, ohne daß es hierzu einer gesetzlichen Er­
mächtigung bedarf.

Dr. Seidensticker Schliemann Kremhelmer
Stappert Jubelgas
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